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VORSCHLÄGE 

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Kultur und Bildung, 

folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. unter Hinweis darauf, dass die Europäischen Schulen durch Beiträge der Mitgliedstaaten 

in Höhe von 21 % des Gesamthaushalts der Europäischen Schulen und eine 

Ausgleichzahlung der Europäischen Union in Höhe von ungefähr 58 % im Jahr 2010, die 

in der Haushaltslinie 26 01 51 vorgesehen ist, finanziert werden, 

B. unter Hinweis darauf, dass im Jahr 2004 eine Sonderabgabe auf die Beamtengehälter 

eingeführt wurde, mit der u. a. die Europäischen Schulen finanziert werden sollen, 

C. in der Erwägung, dass die Reform der Europäischen Schulen im Jahr 2009 vor allem darauf 

abzielte, die Europäischen Schulen einer breiteren und stärker diversifizierten Schülerschaft 

zu öffnen, wodurch die langfristige Tragfähigkeit des Systems sichergestellt werden sollte, 

D. in der  Erwägung, dass der Anstieg der Schülerzahlen in den Europäischen Schulen direkt 

auf die Einstellungspolitik der EU nach 2004 zurückzuführen ist, als Mitarbeiter unter 30 

Jahren eingestellt wurden, wobei diese jungen Beamten in der Zwischenzeit Familien 

gegründet und später ihre Kinder an Europäischen Schulen angemeldet haben, 

1. weist erneut darauf hin, dass die Europäischen Schulen solide und zuverlässig finanziert 

werden müssen, damit sie den im Rahmen der Vereinbarung und des Statuts der  Beamten 

und sonstigen Bediensteten der Europäischen Union festgelegten Verpflichtungen 

nachkommen und einen hochwertigen Unterricht sowie gleiche Unterrichtsbedingungen 

und gleichwertigen Unterricht für alle Sprachgemeinschaften in den Europäischen 

Schulen sicherstellen können; nimmt in diesem Zusammenhang die aktuelle Petition der 

Elternvereine und der Lehrervereinigungen der Europäischen Schulen in Brüssel zur 

Kenntnis, in der die von den vorgeschlagenen Kürzungen ausgehenden erheblichen 

Gefahren für die Bildungsqualität und das ordnungsgemäße Funktionieren der 

Europäischen Schulen betont und daher jegliche Haushaltskürzungen abgelehnt werden; 

2. ist der Ansicht, dass die Verpflichtungen der Europäischen Union kurzfristig eingehalten 

werden sollten, wobei der allgemeine Kontext der eingeschränkten Haushaltsmittel 

sowohl auf Unionsebene als auch auf Ebene der Mitgliedstaaten zu berücksichtigen ist; 

stellt fest, dass im Haushaltsplan für 2012 zwar ein Anstieg der Haushaltsmittel für die 

Europäischen Schulen von 1,7 % vorgesehen ist, die Kommission jedoch aufgrund der 

haushaltspolitischen Schwierigkeiten ein Einfrieren ihrer eigenen Verwaltungsausgaben 

und einen allgemeinen Anstieg der Verwaltungsausgaben für die europäischen 

Institutionen um 1,3 % vorgeschlagen hat; verpflichtet sich, die Mittelansätze bei den 

betreffenden Haushaltslinien genau zu prüfen, damit der gesamte Haushaltsmittelbedarf 

gedeckt wird; 

3. betont, wie wichtig es langfristig gesehen ist, gleichzeitig für mehr Transparenz bei dem 

finanziellen Beitrag der Europäischen Union zu sorgen und eine stärkere Öffnung und 

größere Vielfalt in diesen Schulen zu gewährleisten, aber auch ein nachhaltiges 

Finanzierungssystem einzuführen; fordert in diesem Zusammenhang, dass die 
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Kommission erläutert, zu welchen Zwecken die seit 2004 erhobene Sonderabgabe für die 

Europäischen Schulen verwendet wurde; fordert die Kommission auf, ihm eine 

Bestandsaufnahme der Umsetzung der Reform von 2009 und der finanziellen Bedürfnisse 

in den nächsten Jahren, insbesondere im Bereich der Gebäudepolitik, vorzulegen; 

4. stellt fest, dass sich das Finanzierungssystem der Europäischen Schulen für jene 

Mitgliedstaaten problematisch gestalten könnte, für die der finanzielle Beitrag in Form der 

Entsendung von Lehrern gegenüber den in den Schulen eingeschriebenen Schülern dieses 

Staates unverhältnismäßig ist; vertritt daher die Auffassung, dass das für die Finanzierung 

der Schulen und die Einstellung der Lehrkräfte geltende Verfahren überprüft werden 

sollte; 

5. ist der Ansicht, dass eine größere Haushaltsautonomie für jede Europäische Schule eine 

angemessene Lösung sein könnte, damit die den Europäischen Schulen zugewiesenen 

Mittel besser verwaltet werden; betont, dass dies nur nach einer Bewertung der 

Kommission umgesetzt werden darf, damit sichergestellt wird, dass den Schulen eine 

größere Autonomie tatsächlich zugute kommen wird. 
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